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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.04.1989 

Geschäftszahl 

88/02/0210 

Rechtssatz 

Die Bezeichnung einer Person, die sich ständig oder überwiegend im Ausland aufhält, als Lenker iSd § 
103 Abs 2 KFG verpflichtet den befragten Zulassungsbesitzer zu einer verstärkten Mitwirkung an dem 
(gegen ihn eingeleiteten)Verwaltungsverfahren (Verwaltungsstrafverfahen). Die Behörde kann dann, 
wenn ihr Versuch, mit der als Lenker bezeichneten Person in Kontakt zu treten, scheitert, den 
Zulassungsbesitzer dazu verhalten, zumindest die Existenz dieser Person und deren Aufenthalt im Inland 
zur fraglichen Zeit - darüber hinaus aber auch die Überlassung des Kfz an diese - glaubhaft zu machen. 
Das Scheitern der Zustellung eines Schriftstückes an diese Person im Ausland berechtigt die Behörde 
noch nicht, von der Unrichtigkeit der Lenkerauskunft auszugehen; es trifft sie vielmehr die Verpflichtung, 
von Amts wegen jene Ermittlungen über die Richtigkeit der Angaben des Zulassungsbesitzers 
anzustellen, die ihr ohne Schwierigkeiten möglich sind, wie etwa die Einholung von Meldeauskünften. 
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